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Text 

Verkehrspsychologische Stellungnahme 

§ 17. (1) Die Stellungnahme einer verkehrspsychologischen Untersuchungsstelle gemäß § 8 Abs. 2 
FSG ist im Hinblick auf ein verkehrspsychologisch auffälliges Verhalten insbesondere dann zu verlangen, 
wenn der Bewerber um eine Lenkberechtigung oder der Besitzer einer Lenkberechtigung Verkehrsunfälle 
verursacht oder Verkehrsverstöße begangen hat, die den Verdacht 

 1. auf verminderte kraftfahrspezifische Leistungsfähigkeit oder 

 2. auf mangelnde Bereitschaft zur Verkehrsanpassung erwecken. Mangelnde Bereitschaft zur 
Verkehrsanpassung ist jedenfalls dann anzunehmen, wenn einem Lenker innerhalb eines 
Zeitraumes von fünf Jahren die Lenkberechtigung dreimal entzogen wurde, oder wenn ein 
Lenker wegen einer Übertretung gemäß § 99 Abs. 1 lit. b oder c StVO 1960 bestraft wurde. 

(2) Die Vorlage einer verkehrspsychologischen Stellungnahme ist im Hinblick auf das Lebensalter 
jedenfalls zu verlangen, wenn auf Grund der ärztlichen Untersuchung geistige Reifungsmängel oder ein 
Leistungsabbau im Vergleich zur Altersnorm zu vermuten sind; hierbei ist auch die Gruppe der 
Lenkberechtigung zu berücksichtigen. 

(3) Eine verkehrspsychologische Stellungnahme ist jedenfalls von folgenden Personen zu erbringen: 

 1. Bewerbern um eine Lenkberechtigung für die Klasse D, 

(Anm.: Z 2 aufgehoben durch BGBl. II Nr. 206/2016) 

(Anm.: Z 3 aufgehoben durch BGBl. II Nr. 64/2006) 

 4. Bewerbern um eine Lenkberechtigung, die viermal den praktischen Teil der Fahrprüfung nicht 
bestanden haben und bei denen auf Grund einer ergänzenden amtsärztlichen Untersuchung 
Zweifel an deren kraftfahrspezifischer Leistungsfähigkeit, insbesondere an der Intelligenz und 
am Erinnerungsvermögen bestehen. 


